Auszug aus: Protokoll des Grossen Rates Nr. 65 vom 08. Januar 2020

2. Interpellation von Stephan Tobler, Pascal Schmid und Gottfried Mockli vom
1. Oktober 2018 "Handlungsbedarf bei der Polizei?" (16/IN 36/278)

Beantwortung

Prasident: Die Antwort des Regierungsrates liegt schriftlich vor. Die Interpellanten
haben das Wort zu einer kurzen Erklarung, ob sie mit der Beantwortung zufrieden sind.

Tobler, SVP: Ich danke dem Regierungsrat fur die ausfuhrliche Antwort. Unsere Polizei
hat es verdient, dass wir uns noch intensiver mit ihrer anspruchsvollen Arbeit auseinan-
dersetzen. Der Bestand des Polizeikorps ist ausserst knapp, die Bedrohungen und Ge-
walttaten gegenuber Polizistinnen und Polizisten nehmen zu und die Polizeiarbeit wird
vor allem betreffend Cyberkriminalitat, hausliche Gewalt, mafiéses Vorgehen, Vergewal-
tigungen, Terrorismus und Hooliganismus immer anspruchsvoller. Ich beantrage Dis-
kussion.

Abstimmung: Diskussion wird mit grosser Mehrheit beschlossen.

Tobler, SVP: Ich danke flr die Zustimmung zur Diskussion. Damit starken wir der Polizei
den Rucken. Das verdient sie, denn ihre Arbeit wird immer anspruchsvoller und auch ri-
sikoreicher. Sicherheit ist eine Kernaufgabe unseres Staates und wird durch bestens or-
ganisierte und gut ausgerustete Polizeiorgane gewahrleistet. Die Bevolkerung muss, soll
und darf die Sicherheit splren, die von der Polizei ausgestrahlt wird. Es ist unbestritten,
dass wir Uber einen sehr tiefen Korpsbestand verfliigen. Der Thurgau rangiert bei der Po-
lizeidichte an letzter Stelle aller Kantone. In unserem Kanton gibt es demnach am we-
nigsten Polizisten pro Einwohner. Zwar prasentiert sich der Thurgau insgesamt etwas
friedlicher als die meisten anderen Standorte in der Schweiz. Aber auch hier hat die Glo-
balisierung Einzug gehalten. Gewalt und Verbrechen werden internationaler. Zudem
nimmt der Kanton Thurgau auch Verpflichtungen in Konkordaten wahr. Aktuell beschaf-
tigt sich eine Kommission mit der kiinftigen Entwicklung unseres Polizeikorps. Wir hoffen
zu gegebener Zeit auf die Unterbreitung eines guten Vorschlags. Ich bin davon Uber-
zeugt, dass der Bedarf einer Bestandserhéhung des Polizeikorps ausgewiesen ist. Denn
nicht nur in den Zentren, sondern auch an der Peripherie und in den Landgemeinden
wunschen wir uns eine Polizeiprasenz, die spurbar ist. Ein weiterer wichtiger Punkt sind
die zunehmenden Bedrohungen und Gewalttaten gegentber Polizisten. Dieser Aspekt
stellte den Ausloser flr den Vorstoss an den Regierungsrat dar. Unternehmen wir genug
fur die Sicherheit unserer Polizeibeamtinnen und Polizeibeamten? Ist die Polizeiaufgabe
heute unter diesen Umstanden noch attraktiv genug? Werden Polizistinnen und Polizis-
ten an der Front von Politik und Bevodlkerung ernst genommen? Die Arbeit der Polizei
wird immer anspruchsvoller. Ich denke dabei beispielsweise an hausliche Gewalt. Ich
bedaure zwar, folgenden Umstand erwahnen zu mussen, aber erst vor Weihnachten war
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den Medien zu entnehmen, dass es sich bei den Tatern laut Bundesamt fur Sicherheit
vor allem um auslandische Manner handle. Weitere prekare Bereiche, mit welchen sich
die Polizei in ihrer Arbeit konfrontiert sieht, stellen Cyberkriminalitat, Wirtschaftskriminali-
tat, mafidses Vorgehen an verschiedenen Fronten, Vergewaltigungen, Hooliganismus
und sogar Terrorismus dar. Die Medien erstatten regelmassig Bericht Uber derartige
Vorkommnisse. Gewalttaten kommen nicht einfach nur in fernen Landern vor, auch im
landlichen Thurgau ist diesbezlglich Vorsicht geboten. Grundsatzlich winde ich der Poli-
zei ein Kranzchen: Sie verrichtet ihre Arbeit gut. Ich appelliere an den Grossen Rat als
politisch verantwortliches Gremium: Lassen Sie uns Sorge tragen zu unserer Polizei und
ihr weiterhin den Ricken starken.

Wiesli, SVP: Unser Kanton rihmt sich in politischen Angelegenheiten oft als Kanton der
kurzen Wege. Aber auch Verbrecher loben unseren Kanton fir die kurzen Arme der Po-
lizei. Die Kantonspolizei Thurgau ist eine gut aufgestellte Organisation, die bei Bevolke-
rung und Behorden in hohem Masse akzeptiert ist. Ich betone, dass unsere Polizei mit
minimalem Personalaufwand Uberdurchschnittliche Leistungen erbringt. Die Polizeiarbeit
wird immer komplexer. Da zu wenig Personal vorhanden ist, steigen die Belastung und
die Anforderungen an Polizistinnen und Polizisten besonders in den im Rahmen der Re-
organisation erkannten Problemfeldern Pravention, Einsatzbewaltigung, Cybercrime, Ge-
fahrder und Extremismus. Wie der Regierungsrat in seiner Beantwortung richtig darge-
legt hat, ist es unumganglich, mit der steigenden Anzahl der Einwohnerinnen und Ein-
wohner auch die Anzahl der Polizeieinsatzkrafte zu erhohen. Beim Glauben, der Thur-
gau sei ein "Platz der Seligen" und nur von Gutmenschen bevdlkert, handelt es sich um
einen Irrtum. Die Meldungen der letzten Jahre haben gezeigt, dass sich unter unseren
Einwohnern auch Mafiosi, Einbrecher, Betrliger, Vergewaltiger, Moérder und Terroristen
befinden. Nach knapp zehn Aufbaujahren wurde der Vollbestand der Kantonspolizei mit
385 Polizistinnen und Polizisten nun endlich erreicht. Wir verfliigen jetzt iber einen Poli-
zisten pro 717 Einwohnern. Trotzdem ist der Kanton Thurgau bezuglich der Polizeidichte
das gesamtschweizerische Schlusslicht. In ruhigen Zeiten kann dennoch von einem
Normalbetrieb gesprochen werden. Aber handelt es sich tatsachlich um "ruhige" Zeiten?
Wahrend der zehnjahrigen Aufstockung sind neue, personalintensive Problemfelder auf-
getaucht, beispielsweise die Anschlaggefahr bei Grossanlassen oder fir beliebte Frei-
zeitziele. Plotzlich haben wir es mit unbekannten Gefahrdern, Extremisten und Cyber-
crime zu tun und da die Grenzkontrollen innerhalb der Europaischen Union (EU) abneh-
men, bliht auch die grenzibergreifende Banden- und Kleinkriminalitat plétzlich auf. Zu-
dem zeigt sich die weltpolitische Lage sehr unruhig und man kann nie wissen, wohin das
fuhren wird. Als mein Vater noch Polizist war, stellten Polizeileute Respektspersonen
dar. Heute muss ein Polizeibeamter standig damit rechnen, angepdbelt zu werden. Da-
her muss eine Polizeipatrouille immer aus mindestens zwei Personen bestehen. Haufig
waren drei Polizeikrafte besser und oft waren sogar noch mehr Einsatzkrafte nétig, wenn
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sich enthemmte, vollig skrupellose Straftater der Festnahme entziehen und sich durch
Gewalt und mit Drohungen Vorteile verschaffen wollen. Wenn ich von Aufstockung spre-
che, ziele ich nicht auf Strassenverkehrskontrollen ab. Diese funktionieren im Thurgau
sehr gut, was ich aus eigener Erfahrung bestatigen kann. Auch nach der Erhéhung um
91 Polizistinnen und Polizisten im Verlauf der nachsten zehn bis zwolIf Jahre auf insge-
samt 475 Polizeibeamtinnen und -beamte werden wir uns noch immer weit entfernt be-
finden vom aktuellen Schweizer Durchschnitt mit einem Polizisten auf 454 Einwohnern.
Zudem werden bis dahin auch andere Kantone ihre Korps aufstocken. Entsprechende
Erhéhungen wurden teilweise bereits beschlossen. Hand aufs Herz: Bezlglich der Fi-
nanzen besteht kein Problem, denn eine steigende Bevolkerung bedeutet auch steigen-
de Einnahmen. Erfreulich ist, dass unsere Polizistinnen und Polizisten offenbar wenigs-
tens hinsichtlich ihrer Ausristung auf dem neusten Stand sind. Das soll auch so bleiben.
Zusammenfassend halte ich fest, dass der Regierungsrat seine Arbeit gut gemacht hat.
Entsprechend einem Blick in die Zukunft soll die Grundstruktur nun den neuen Anforde-
rungen angepasst werden. Der massvoll ansteigende Personalbedarf fir die nachsten
zehn Jahre wurde nachvollziehbar aufgezeigt. Die SVP-Fraktion unterstitzt dieses An-
liegen.

Frischknecht, EDU: Die Botschaft und der Antrag des Regierungsrates betreffend die
Erhéhung des Bestandes der Kantonspolizei auf maximal 475 Polizistinnen und Polizis-
ten liegt dem Grossen Rat des Kantons Thurgau vor und die vorberatende Kommission
hat ihre Arbeit bereits aufgenommen. Daher erachtet es die EDU-Fraktion als wenig
sinnvoll, den zu erwartenden Ergebnissen mittels einer Interpellation vorzugreifen. Wir
empfinden es als unserids, im Parlament Uber dieselbe Thematik zu debattieren, fir wel-
che zugleich vorberatende Kommissionssitzungen stattfinden. Die EDU-Fraktion wird
sich auch weiterhin in der vorberatenden Kommission zum Antrag des Regierungsrates
aussern, auch wenn sie dort nur Uber einen Beobachtersitz verfiigt.

Pagnoncini, GLP/BDP: Das Departement flr Justiz und Sicherheit (DJS) und der Poli-
zeikommandant haben den Grossen Rat erst kirzlich die Neuorganisation der Polizei-
posten verabschieden lassen, ohne auch nur ansatzweise auf die geplante, massive Be-
standserhéhung hinzuweisen. Was lauft hier falsch? Die Umstrukturierung wurde uns un-
ter anderem mit Einsparungen von Mietkosten schmackhaft gemacht. Mit der geogra-
fisch zwar sinnvollen Umsiedlung der Verkehrspolizei nach Weinfelden sind die Mietkos-
ten nun aber bereits wieder hoher als zuvor. Demnachst kommen notwendige bauliche
Massnahmen hinzu. Die GLP/BDP-Fraktion bedauert, dass derartige Anliegen nicht als
Ganzes besprochen werden. Solche Vorgehensweisen schiren Zweifel und Unmut. Die
zustandige Kommission wird den Ablauf hierzu bestimmt Gberprifen. Im Verlauf des ak-
tuellen Reorganisationsprojekt LYNX hat sich im Korps scheinbar einiges zum Positiven
verandert. Es gilt jedoch zu unterstreichen, dass die Reorganisation noch nicht abge-
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schlossen ist. Um den Anforderungen eines modernen Polizeikorps gerecht zu werden,
muissen noch immer einzelne Anpassungen erfolgen. In der Beantwortung des Regie-
rungsrates ist die Formulierung "Agieren statt Reagieren" zu finden. Bereits mehrfach
wurde an mich herangetragen, dass Mitarbeitende der Polizei aufgrund fehlender Res-
sourcen stark Uberlastet seien. Das Handeln der Kantonspolizei besteht aktuell leider
eher aus Reagieren statt Agieren. Zwar wurde mit der Botschaft vom 3. September 2019
eine Erhohung des Bestandes der Kantonspolizei um 91 Polizistinnen und Polizisten in-
nerhalb der nachsten zehn bis zwoéIf Jahren beantragt. Aber zehn bis zwdlf Jahre ent-
sprechen einer langen Zeit. Bestimmt wirden auch kurzfristige Handlungsmaglichkeiten
bestehen, um eine Entlastung der Polizei und eine Verbesserung ihrer Prasenz zu errei-
chen, beispielsweise mit der besseren Bekanntmachung der Online-Plattform "iPOLiS",
der Schulung der gesamten Regionalpolizei zur Vorgehensweise bei kleineren Fallen
von Cyberkriminalitat oder einer eindeutigen Regelung der Zustandigkeiten. Ist es wirk-
lich sinnvoll, dass die Polizei mehrmals taglich fir Kleintiere wie Katzen oder Hunde be-
ziehungsweise das Auslesen von Chips ausriicken muss? Dasselbe gilt beispielsweise
fur Einsatze zur flursorgerischen Unterbringung von sogenannt renitenten Patienten in
Kliniken. Es stellt sich die Frage, ob die Polizei in solchen Fallen vielleicht nicht zu ein-
fach und zu kostengulinstig aufgeboten werden kann. Mit einer klaren Zustandigkeitsrege-
lung fur derartige Klein- und Nebenaufgaben kénnte eine erste Entlastung erfolgen. Fur
die Prasenz der Polizei in den Stadten, Dorfern und Quartieren ist nicht nur der Perso-
nalbestand verantwortlich. Besteht kein Zustandigkeits- und Verantwortungsgefunhl, ist
fehlendes Interesse die Folge. War es tatsachlich sinnvoll, die Regionszustandigkeiten
aufzulosen und nicht mehr auf individuelle Orts-, Personen- und Strukturkenntnisse zu-
rickzugreifen? Fur die personliche Sicherheit der Polizeikrafte ist eine zeitgemasse, mo-
derne Ausrustung erforderlich. Warum werden vor allem Instruktoren mit Tasern ausge-
rustet, und nicht auch weiteres Korpspersonal? Natirlich misste der Einsatz regelmas-
sig geschult werden, aber alleine das Vorhandensein dieser weiteren Waffe kann de-
eskalierend wirken und somit grossere Sicherheit fur das Einsatzpersonal bieten. Dies
zeigt sich in unseren Nachbarkantonen Schaffhausen, Zirich und St. Gallen. Es ist wich-
tig, dass Entwicklungen, Prozesse, Arbeiten sowie Aus- und Weiterbildungen stetig
Uberpruft und den Anforderungen angepasst werden. Auch eine einheitliche Vorgehens-
weise aller Polizeiposten konnte zur Entlastung beitragen. Im Zusammenhang mit Van-
dalismus, Betrug oder Umweltverschmutzung durfte ich bereits mehrfach vom Dienst der
Kantonspolizei profitieren. Deshalb richte ich an dieser Stelle einen herzlichen Dank an
alle Polizistinnen und Polizisten, die taglich pflichtbewusst ihren Einsatz zugunsten der
offentlichen Sicherheit leisten. Die GLP/BDP-Fraktion bittet den Grossen Rat, den Bedarf
zu erkennen und den Antrag zur Erhdhung des Bestandes der Kantonspolizei zur gege-
benen Zeit zu unterstiutzen.
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Hugentobler, SP: Manchmal wird man im Leben von der Realitat Gberrollt. Die Interpel-
lation mit den Fragen zur Polizei wurde am 1. Oktober 2018 eingereicht. Auch ich habe
die Interpellation mitunterzeichnet, da ich die Fragen als berechtigt erachtete. Am
11. September 2019 wurde dem Grossen Rat die Botschaft des Regierungsrates betref-
fend die Erhdhung des Bestandes der Kantonspolizei unterbreitet, wodurch die Interpel-
lation eigentlich hinfallig wurde. Die Botschaft lieferte Gber das Spektrum der gestellten
Fragen hinaus Antworten. Regierungsratin Komposch sah sich demnach mit einem Lu-
xusproblem konfrontiert: Sie verfligte Uber so viele Antworten, aber es fehlten die Fra-
gen. Normalerweise stellt das parlamentarische Instrument der Interpellation einen An-
stoss flr den Regierungsrat dar, sich zu einem Thema vertieft Gedanken zu machen.
Die heutige Diskussion soll wohl eher fir die Kommissionsmitglieder einen Anstoss sein,
das Geschaft sorgfaltig zu behandeln und die vom Regierungsrat angebotenen Lésun-
gen dankend und weitsichtig anzunehmen. Ich danke der Kommission fur ihre verantwor-
tungsvolle Arbeit.

Franz Eugster, CVP/EVP: Die CVP/EVP-Fraktion dankt dem Regierungsrat fiir die Be-
antwortung der Interpellation. Auf jene Fragen, die den Bestand des Polizeikorps betref-
fen, gehe ich nicht ein, da diese aktuell in der vorberatenden Kommission besprochen
werden. Ich fokussiere mich auf das Thema "Drohungen und Gewalt gegenulber der Po-
lizei". Ein Angriff auf unsere Polizei geht meines Erachtens einher mit einem Angriff auf
unseren Staat. Dagegen muss entschieden vorgegangen werden. Die CVP/EVP-Frak-
tion stellt sich ganz klar gegen jegliche Gewalt und Drohungen gegentber Polizistinnen
und Polizisten oder auch gegen Behordenmitglieder und Amtstrager. In solchen Fallen
unterstutzen wir ein konsequentes Vorgehen gegen die Tater. Diesbezuglich wirde ich
auch eine Verscharfung der Strafnorm begrissen. Wir sollten der Polizei den Ricken
starken. Am besten gelingt das, wenn wir uns selber immer wieder mit der Polizei identi-
fizieren und bestimmt fir ihr Handeln einstehen. Es ist wichtig, dass wir immer wieder
positiv Uber die Polizei berichten und die Polizeiarbeit achten und anerkennen. Naturlich
erwarten wir von der Polizei auch, dass sie sich gegenuber den Burgerinnen und Bur-
gern korrekt verhalt. Die Sicherheit der Polizistinnen und Polizisten liegt uns am Herzen
und an dieser Stelle méchte ich ihnen herzlich fir ihre Arbeit danken.

Grutter, FDP: Die FDP-Fraktion dankt dem Regierungsrat fir die fundierte Beantwortung
der Interpellation. Die Beantwortung ist deshalb fundiert, weil nicht Zeitungsmeldungen,
sondern Uberprifbare Fakten und Statistiken die Grundlage bilden. Die Thurgauer Statis-
tik aus dem Jahr 2018 zeigt keine signifikant anhaltende Zunahme von Gewalt gegen
Polizisten. Die Straftaten insgesamt haben zwischen 2017 und 2018 um 6% auf
9'770 Falle zugenommen. Die Zahl fur das Jahr 2018 liegt aber deutlich unter dem Ni-
veau von 11'822 Straftaten im Jahr 2013. Von den 993 Gewaltstraftaten im Jahr 2018
handelt es sich in 44 Fallen um Gewalt und Drohungen gegen Beamte im weiteren Sinn.



Auszug aus: Protokoll des Grossen Rates Nr. 65 vom 08. Januar 2020

Das ist eine Zunahme von 50% gegenuber dem Vorjahr. In 15 dieser Falle waren die be-
troffenen Beamten Polizistinnen oder Polizisten. Im Vorjahr waren es 13. Die blosse An-
drohung von Gewalt gegentber Beamten im weiteren Sinn hat von 2017 bis 2018 um
5% zugenommen. Die Gesellschaft hat sich in den letzten 20 Jahren verandert und ist
gewaltbereiter geworden gegenuber Beamten beziehungsweise Reprasentanten der
Staatsmacht. In der Stadt Zurich werden die Angehérigen der Sanitat von Schutz & Ret-
tung Zurich mit Schutzwesten ausgerustet. Einsatze der Sanitat werden von mindestens
einer Polizeipatrouille begleitet, um die direkte und indirekte Sicherheit zu gewahrleisten.
Oft kdnnen die Rettungssanitaterinnen und -sanitater nur unter diesem Schutz helfen.
Alkohol und Drogen haben in unserer 24-Stunden-Gesellschaft einen wesentlichen Ein-
fluss auf diese Entwicklung. Auch wenn die Medien dies mitunter dramatisch anders
aussehen lassen, stellt der Thurgau diesbezuglich noch eine heile Welt dar. Mit dem ak-
tuellen Reorganisationsprojekt LYNX wird dem Handlungsbedarf Rechnung getragen.
Mit einer geforderten Massnahme der Reorganisation, namlich der Erhéhung des Be-
standes der Kantonspolizei, befasst sich derzeit die vorbereitende Kommission. Vorweg-
genommen sei hier lediglich der Hinweis auf den bedeutenden Unterschied zwischen ob-
jektiver und subjektiver Sicherheit. Die objektive Sicherheit lasst sich anhand von Statis-
tiken feststellen und erklaren. Die subjektive Sicherheit beziehungsweise das individuelle
Sicherheitsgeflihl der Blrgerinnen und Burger lasst sich nur bedingt empirisch erheben.
So stellt beispielsweise die sogenannte Kriminalitatsfurcht ein Phanomen zwischen diffu-
sen Angsten und irrationaler Hysterie dar. Fir die Beurteilung der Sicherheitslage, wel-
che in der Konsequenz die erforderlichen Mittel fur die Kantonspolizei legitimiert, missen
die objektive und die subjektive Sicherheit ausgewogen in die Analyse miteinbezogen
werden. Die heutige Diskussion soll keinen Platz fir politische Manifeste und Proklama-
tionen bieten. Lassen Sie uns die Erkenntnisse der vorberatenden Kommission abwarten
und auf diesen Grundlagen Uber einen allfalligen Handlungsbedarf entscheiden.

Engeli, GP: Ich spreche im Namen der GP-Fraktion. Die ersten drei Fragen der Interpel-
lation beziehen sich hauptsachlich auf den Polizeibestand. Diesem Aspekt wird im Rah-
men der Botschaft an den Grossen Rat betreffend die Erhéhung des Polizeibestandes
Rechnung getragen. Die vorberatende Kommission hat ihre Arbeit bereits aufgenom-
men. Daher widme ich mich in der heutigen Diskussion den anderen Fragen, die sich auf
den Schutz der Polizistinnen und Polizisten im Rahmen ihrer Diensttatigkeit beziehen.
Die defensiv anmutende Beantwortung dieser Fragen seitens des Regierungsrates hat
mich erstaunt. Der Regierungsrat vermittelt den Eindruck, als ob er sich rechtfertigen
wolle. Zugleich verpasst er die Chance, das Anliegen, die Polizistinnen und Polizisten im
Dienst besser zu schitzen, aufzunehmen, sich kritisch mit der aktuellen Situation ausei-
nanderzusetzen und gegebenenfalls Massnahmen zu ergreifen. Gemass Aussagen der
Polizistinnen und Polizisten, die ich befragt habe, Iasst sich feststellen, dass respektlo-
ses Verhalten gegenuber Polizeikraften und Grenzwachtern zunimmt. Immer haufiger
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werden sie Opfer von Beschimpfungen, Tatlichkeiten oder sogar Androhungen von Ge-
walt gegenuber ihren Familien. Aus der Beantwortung geht hervor, dass der Regierungs-
rat die Erhdhung des Polizeibestandes als Losung flr alle diese Probleme erachtet. Na-
turlich tragt eine gréssere Polizeidichte auch zu mehr Sicherheit fur Polizeikrafte bei. Es
bedarf jedoch weiterer Massnahmen. Vielen von uns ist der Spruch "Die Polizei, dein
Freund und Helfer" noch in guter Erinnerung. Er hat unsere Wahrnehmung der Polizei
gepragt. Genau in diesem Sinne musste die Bevolkerung wieder vermehrt sensibilisiert
werden bezlglich der Polizeiarbeit. Das Image der Polizei kdnnte aufgefrischt und den
jungeren Generationen nahergebracht werden. Aber auch eine konsequente und kreati-
ve Ahndung von Fehlverhalten ware erstrebenswert. Leider hat der Regierungsrat die
Gelegenheit nicht ergriffen, vertiefter dariber nachzudenken oder uns in allfallige Uber-
legungen und daraus resultierende Ideen flir Massnahmen einzuweihen. Schade, denn
eine gesunde Polizei und eine wohlwollende und respektvolle Haltung der Bevolkerung
gegenuber der Polizei sind wichtige Aspekte flr die Sicherung unserer Demokratie.

Schmid, SVP: Am 27. September 2019 wurden im Rathaus Frauenfeld 15 junge Polizis-
tinnen und Polizisten vereidigt und damit feierlich ins Polizeikorps aufgenommen. Regie-
rungsratin Komposch sagte, dass die Vereidigungsfeier flr uns alle ein feierlicher, denk-
wurdiger aber auch froher Anlass sei. Genauso war es. Denkwirdig war aber nicht nur
dieser Abend, sondern auch der Tag danach. Leider im negativen Sinn: Am 28. Septem-
ber 2019 wurde namlich einer 25-jahrigen Polizistin wahrend der WEGA mitten in Wein-
felden, praktisch vor dem Polizeiposten, heimtiickisch der Haarzopf angeziindet. Gott sei
Dank blieb sie, von den verbrannten Haaren abgesehen, unverletzt. Versetzt man sich in
die Lage der Polizistin, kann man dieses Vorkommnis kaum glauben, da die junge Frau
an diesem Abend doch nichts anderes getan hat als ihren Job. Solche Vorfalle empfinde
ich als schockierend. Leider haufen sich verbale und tatliche Ubergriffe auf Polizisten.
Wir héren wochentlich beziehungsweise fast taglich davon. Dabei gehort es definitiv
nicht zum Jobprofil eines Polizisten, sich beschimpfen, bespucken und schlagen lassen
zu mussen, auch wenn es offenbar Leute gibt, die das glauben. Hetze gegen Polizisten
gehdrt in gewissen autonomen Kreisen ja schon fast zum guten Ton. Das ist sehr schwer
verstandlich. Diese Entwicklung bereitet mir Sorgen. Uns allen sollte diese Entwicklung
Sorgen bereiten, denn Ubergriffe auf Polizisten stellen Ubergriffe auf unsere staatliche
Ordnung dar und richten sich somit gegen uns alle. Kantonsrat Eugster hat bereits da-
rauf hingewiesen. Dagegen mussen wir unsere Stimme erheben. Die Politik ist gefordert,
genau wie es Kantonsratin Engeli bereits erwahnt hat. Deshalb hatte ich vom Regie-
rungsrat in der Beantwortung der Frage nach geplanten Massnahmen zur Ruckenstar-
kung der Polizei etwas mehr erwartet. In der Beantwortung ist namlich lediglich ein Wer-
bespot fur die Bestandserhéhung zu lesen. Die geplante Aufstockung in Ehren, aber mit
diesem Thema befasst sich aktuell eine vorberatende Kommission. Damit ist die Arbeit
nicht getan. Allein mit der Absicht des Regierungsrates, den Soll-Bestand der Polizei zu
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erhdhen, lassen sich noch keine guten Leute finden. Zurlick zur Vereidigung im Rathaus
in Frauenfeld, denn an dieser Stelle schliesst sich der Kreis: Fur eine kompetente,
schlagkraftige, burgerfreundliche und auch menschliche Polizei sind Top-Leute nétig. Wir
brauchen gute, hochmotivierte, junge Berufsleute. Genau solche, wie wir sie bereits heu-
te im Korps haben. Diese Leute lassen sich kunftig nicht besser finden, wenn solche Vor-
falle Schule machen und die Politik sich darliber ausschweigt. Ich erwarte vom Regie-
rungsrat ein glasklares Signal, und damit meine ich eine Null-Toleranz-Politik. Ubergriffe
auf Polizisten dirfen nicht hingenommen werden. Wir haben die Pflicht, unsere Polizis-
tinnen und Polizisten wirksam zu schitzen. Wir mussen ihnen den Rucken starken und
genau das erwarte ich auch vom Regierungsrat. Es besteht erheblicher Handlungsbe-
darf.

Mockli, SVP: Gesucht wird jemand, an dem alle herumkritisieren darfen, bei dem sich
niemand fur die Arbeit bedankt, der sich von Chaoten mit Steinen und Petarden bewer-
fen, sich angreifen und offen beschimpfen lasst, der Gewalt und Drohungen hinnimmt
und als Betroffener nicht ernst genommen wird. Wer wirde sich auf diese Stellenanzeige
bewerben? Ich danke dem Regierungsrat fur die Beantwortung unserer Interpellation.
Zur ersten Frage: Die Cyberkriminalitat wird kinftig zunehmen. Gefragt sind also Perso-
nen, die dieser Situation entsprechen. Das mussen nicht zwingend Polizisten sein, viel-
mehr brauchen wir fir diesen Bereich junge Leute beziehungsweise "Freaks", die den
Angreifern auf Augenhéhe begegnen kdnnen. Zur zweiten Frage: Das Korps verfugt Uber
zu wenige Leute an der Front. Zur dritten Frage: In der Beantwortung schreibt der Regie-
rungsrat, jede Polizeikraft sei wahrend ihrer Arbeit sichtbar und fur die Bevolkerung an-
sprechbar. In Wirklichkeit zeigen die Beamten aber nur sichtbare Prasenz, wenn sie ihre
Uniformen tragen. Zur vierten Frage: Art. 285 des Strafgesetzbuches "Gewalt und Dro-
hung gegen Behérden und Beamte" muisste dahingehend verscharft werden, dass es
weniger Geldstrafen gabe. Zur finften und sechsten Frage: Die Polizistin oder der Poli-
zist verflgt derzeit Uber die Mdglichkeit, sich mit Worten, Pfefferspray, Schlagstock oder
Schusswaffe wehren. Die Polizistinnen und Polizisten missen sich viel gefallen lassen
und durfen im Gegenzug keine Fehler machen, da ihnen sonst ein Disziplinarverfahren
droht. Im Falle eines Schusswaffengebrauchs kommt es sogar zu einem Gerichtsverfah-
ren. Der Tater hingegen darf sich gegentiber der Polizei alles erlauben. Zur siebten Fra-
ge: Die Anforderungen an die Polizistinnen und Polizisten werden immer grésser. Wir
Politikerinnen und Politiker stehen in der Pflicht, der Polizei den Riicken zu starken.

Regierungsratin Komposch: Ich danke fur die Diskussion zur Interpellation und Uber
den Zustand des Polizeikorps. Erfreut stelle ich fest, dass der Grosse Rat die Situation
sehr gut erkannt hat. Ich erklare mich mit den allermeisten Voten einverstanden und bin
gerne dazu bereit, zusatzliche Informationen zu erteilen. Ich betone, dass der Bericht
bezuglich des Reorganisationsprojekts LYNX zum Zeitpunkt der Beantwortung der Inter-
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pellation noch nicht vorgelegen hat. Demnach mussten wir uns etwas zurickhalten. Im
Wissen um die zeitnahe Erscheinung des Fachberichts konnten wir keine politische Aus-
sage verlauten lassen, da wir allfallige Differenzen vermeiden wollten. Der Fachbericht
respektive der Bericht zum Polizeikorps liegt nun vor und insofern kann ich mich heute
zu gewissen Themen differenzierter aussern als zuvor. Klar ist, dass sich die Sicher-
heitslage sowohl in der Schweiz als auch im Kanton Thurgau verandert hat. Im nahen
Ausland erfolgten Anschlage. Als Grenzkanton sieht sich der Thurgau mit den besonde-
ren Herausforderungen Bodensee, Ausschaffungszentrum und Grenznahe konfrontiert.
Zudem verfugt unser Kanton, gemessen an der Bevolkerung, Uber das kleinste Korps.
Diese Fakten sind hinlanglich bekannt und der Diskussion war zu entnehmen, dass der
Grosse Rat Handlungsbedarf erkennt. Zur Bestandserhéhung werde auch ich mich heu-
te nicht dussern. Hingegen mochte ich auf die Hinweise zur Situation, in welcher sich
unsere Polizistinnen und Polizisten befinden, eingehen. Unsere Polizeikrafte vollbringen
namlich ausserordentliche Leistungen. Wie es Kantonsrat Wiesli eindrucklich geschildert
hat, werden sie in hohem Masse gefordert. Sie sehen sich mit neueren Gefahren wie
Terror oder Cybercrime konfrontiert, aber genauso mit hauslicher Gewalt, die momentan
in der dunklen Jahreszeit ihre Hochsaison erlebt. Zudem haben Polizistinnen und Polizis-
ten auch verbale und korperliche Gewalt zu erdulden. Kantonsrat Schmid hat ein leidiges
Beispiel erwahnt. Fakt ist, dass viele Polizistinnen und Polizisten aufgrund ihrer Belas-
tungen erkranken. Die Krankheitsfalle haufen sich, wobei es sich um ein Phanomen
handelt, das erst in den letzten Jahren aufgekommen ist. Die Problematik von Gewalt an
Polizeikraften wurde heute schon mehrfach erwahnt. Dieser Aspekt stellt sowohl inner-
halb der Polizei als auch in den Rapporten der Kommandanten mit mir ein grosses The-
ma dar. Es ist nicht so, dass wir diesbezuglich nichts unternehmen. Aber dass alles, was
wir tun, um dieser Gewalt zu begegnen, auch Ressourcen bendtigt, stellt eine unaus-
weichliche Tatsache dar. So waren auch flr eine eingehendere Sensibilisierung der Be-
volkerung Ressourcen nétig. Unsere Polizistinnen und Polizisten werden in der Schule in
Amriswil auf gewaltgeladene Vorkommnisse gegen die eigene Person vorbereitet und
entsprechend geschult. Selbstverteidigungskurse und Polizeiethik sind Facher, die es
noch nicht so lange gibt. Mit der Bestandserhohung sollen die Patrouillen gestarkt wer-
den, sodass im Falle eines Ereignisses nicht nur ein Fahrzeug, sondern zwei bezie-
hungsweise mit Schwerpunktelement vielleicht sogar drei Fahrzeuge anwesend sein
kénnen. Somit waren insgesamt sechs Polizistinnen und Polizisten vor Ort. Ich betone
und wiederhole, dass verstarkte Patrouillen und mehr Polizeikrafte wirklich notwendig
sind. Im Rahmen einer Nachtpatrouille am Bahnhof Weinfelden habe ich hautnah miter-
lebt, dass nur zwei Polizisten alleine in einer eskalierenden Situation nicht zu verantwor-
ten sind. Immer wieder sprechen wir auch Uber den Einsatz von Bodycams. Die diesbe-
zuglichen Meinungen zeigen sich gespalten. Handelt es sich dabei wirklich um ein In-
strument, das den Polizisten die notige Sicherheit zu vermitteln vermag? Vorerst warten
wir die Ergebnisse des Pilotversuchs in der Stadt Zurich ab. Zu Kantonsrat Schmid:
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Nein, ich schweige nicht. Die nétigen gesetzlichen Grundlagen, um die Tater, die unsere
Polizei angreifen, zur Anzeige zu bringen und ein Strafverfahren einzuleiten, existieren.
Ich verweise diesbezlglich auf die Tabelle in der Beantwortung. Die Verantwortung tber
die Harte der Urteile liegt bei den Gerichten. An dieser Stelle spiele ich den Ball gerne
auch ein Stuck weit an die Justiz zurlck. Ich wiederhole: Dass es unseren Polizeikraften
gut geht, ist mir ein grosses Anliegen. Dazu ist ein Strauss von Massnahmen nétig. Die
Massnahmen sind aber ganz schwierig umzusetzen ohne genugend Leute und eine
stabile Basis. Kantonsratin Pagnoncini hat viel Kritik geubt, was legitim ist. Folgendes
mochte ich jedoch klarstellen: Mit der von ihr erwahnten Reorganisation sprach sie die
Schliessung der Polizeiposten im Rahmen der Massnahmen des Projekts Haushalts-
gleichgewicht 2020 (HG2020) an. HG2020 und LYNX sind aber auseinander zu halten,
auch wenn die Polizei von beiden Projekten betroffen ist. Der Grosse Rat hat die
Schliessung der Polizeiposten trotz kontroverser Diskussionen gutgeheissen. Diese
Massnahme hat nichts zu tun mit dem grossen Reorganisationsprojekt LYNX, das Ubri-
gens auch innerhalb der Polizei zu Verunsicherungen fuhrt. Ich verfolge das Ziel, dieser
Verunsicherung mit einer klaren Strategie zu begegnen. So wird das Projekt einen guten
Abschluss finden.

Diskussion - nicht weiter bentitzt.

Prasident: Das Geschaft ist erledigt.

10



	2. Interpellation von Stephan Tobler, Pascal Schmid und Gottfried Möckli vom 1. Oktober 2018 "Handlungsbedarf bei der Polizei?" (16/IN 36/278)

